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Deutschland und der Europäische 
Auswärtige Dienst 
Perspektiven einer Europäisierung der Außenpolitik
von Almut Möller und Julian Rappold
Zusammenfassung
Deutschland legte 2002 im Europäischen Konvent einen der Entwürfe vor, die zur 
Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) führten. Im Dezember 
2010 hat der EAD seine Arbeit aufgenommen, befindet sich aber noch immer im 
Aufbau – eine Phase, in der entscheidende Weichen für die Verzahnung der natio-
nalen Außenämter mit dem neuen europäischen Dienst und die Stärkung der EU-
Außenbeziehungen gestellt werden. Für das Auswärtige Amt bietet sich die Chance, mit 
einer aktiven Politik für einen starken EAD auch innenpolitisch wieder an Einfluss zu 
gewinnen. Die schrittweise Europäisierung der deutschen Außenpolitik nimmt auch 
den Bundestag in die Pflicht. Er muss den Blick in Fragen der Außen- und Sicherheits-
politik stärker weiten und sich besser mit dem Europäischen Parlament und den natio-
nalen Parlamenten vernetzen, um die Arbeit des EAD, der zu einem Teil der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik wird, aufmerksam und kritisch begleiten zu können.
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Germany and the European External 
Action Service
Prospects for the Europeanization of foreign policy
by Almut Möller and Julian Rappold
In 2002 Germany submitted one of  the draft documents to the European Convention 
that led to the creation of  the European External Action Service (EEAS). Although 
the EEAS was launched in December 2010, it is still a work in progress. At the current 
stage key factors for its future course are being determined, including the degree and 
channels of  cooperation between national foreign services and the EEAS, to make the 
strengthening of  the EU‘s multi-layered external relations a reality. The Federal Foreign 
Office has the opportunity at this stage to actively promote a strong EEAS, and the-
reby regain more influence domestically. The increasing Europeanization of  German 
foreign policy also brings with it new responsibilities for the Bundestag. The Bundes-
tag must widen its focus on foreign and security policy issues and work more closely 
with the European Parliament and the other national parliaments in order to critically 
and vigilantly oversee the work of  the EEAS, which has become a constitutive part of  
Germany’s foreign and security policy. 
Summary
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Als es vor zehn Jahren darum ging, die Debatte und 
den Prozess um die Schaffung des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes (EAD) voranzutreiben, 
gehörte Deutschland zu seinen engagierten Befür-
wortern. Die Idee, einen europäischen Außendienst 
einzurichten, wurde im Rahmen des europäischen 
Verfassungskonvents im Jahre 2002 entwickelt, um 
den neuen »EU-Außenminister« zu unterstützen; 
ein Amt, das künftig die Position des Hohen Ver-
treters mit dem des Kommissars für Auswärtige 
Beziehungen vereinen sollte. Aufgabe der neuen 
Führungsfigur der EU-Außenpolitik sollte es sein, 
die Kohärenz und Schlagkraft ihrer Außen- und 
Sicherheitspolitik zu verbessern. Im Rahmen des 
Konvents entwarf  die damalige rot-grüne Bun-
desregierung eine Blaupause für das Mandat des 
Außenpolitikchefs. Laut eines im November 2002 
durch Gunter Pleuger, seinerzeit Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt, in der Arbeitsgruppe »Außen-
politisches Handeln« präsentierten Papiers sollte 
der EU-Außenminister in seiner Arbeit durch ein 
»europäisches Außenamt« unterstützt werden.1 
Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
im Jahre 2009 und dem Start des EAD im Dezem-
ber 2010 wurde der auswärtige Dienst der Union 
institutionelle Realität. Zehn Jahre später geht es 
jetzt um die Frage, was die Mitgliedstaaten aus die-
ser neuen Institution machen wollen. Der Aufbau 
des EAD ist politisch und organisatorisch eine 
Gestaltungsaufgabe, die sowohl die EU-Instituti-
onen als auch die Hauptstädte fordert. Wie können 
die bestehenden Zuständigkeiten und Strukturen 
der EU-Außenbeziehungen – in diesem Text 
immer verstanden als Zusammenspiel von europä-
ischer und nationaler Ebene – unter dem Dach des 
EAD sinnvoll zusammengeführt werden? Wie kann 
diese neue Form der diplomatischen Repräsen-
tation der EU und ihrer Mitglieder so organisiert 
werden, dass tatsächlich ein Mehrwert entsteht? 
Wie können dabei die nationalen Außenämter für 
ein konstruktives Engagement motiviert werden? 
Kann der Dienst dazu beitragen, eine gemeinsame 
außenpolitische Kultur der EU-Mitglieder zu entwi-
ckeln, oder wird er umgekehrt darunter leiden, dass 
es diese bisher nur in Ansätzen gibt?
Einen Eindruck von den Entwicklungsstufen, die 
der EAD derzeit in seinem Brüsseler Hauptquartier 
und den 171 EU-Delegationen2 durchläuft, bietet 
der Bericht der Hohen Beauftragten Catherine 
Ashton von Dezember 2011.3 Für 20134 ist der 
nächste Bericht über den Fortgang der Aufbauar-
beiten geplant – eine Chance für die Hauptstädte 
der EU-Länder, ihre Erfahrungen, Kritik und 
Gestaltungsvorschläge wie bereits 2011 einfließen 
zu lassen.
In Berlin kommt die Debatte über den EAD aber 
bis jetzt noch nicht recht in Schwung. Und das, 
obwohl mit dem EAD eine Institution geschaf-
fen wurde, die erhebliche Auswirkungen auf  das 
Selbstverständnis und die Reichweite der deut-
schen Außenpolitik, auf  ihre Akteure und Abläufe 
haben wird – oder vielleicht gerade, weil dies so 
ist? Außenminister Guido Westerwelle war zwar 
im Dezember 2011 unter den 12 Unterzeichnern 
eines gemeinsamen Briefs an die Hohe Vertreterin 
Catherine Ashton, der im Vorfeld ihres geplanten 
Berichts zum Stand des EAD Vorschläge enthielt, 
wie man dessen Funktionsfähigkeit verbessern und 
ihn in Einklang mit den Abläufen der nationalen 
Deutschland und der Europäische Auswärtige 
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diplomatischen Diensten bringen könnte.5 Damit 
bekräftigten die unterzeichnenden Außenminister 
ihr Interesse an einem starken und effizienten 
EAD. Auch bei der Besetzung insbesondere von 
Spitzenposten hat sich Berlin seit dem Start des 
EAD Ende 2010 erfolgreich engagiert.6 Und in 
der von Außenminister Westerwelle einberufenen 
»Zukunftsgruppe« von zehn Außenministern – an 
der allerdings Catherine Ashton nicht teilnimmt 
– ist die Stärkung der Außenbeziehungen Thema. 
Doch gemessen an seinen potenziellen Auswir-
kungen auf  die Strukturen, Abläufe und Inhalte der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik hat der 
EAD seit seiner Schaffung bisher keinen besonders 
hohen Stellenwert in der Berliner außenpolitischen 
Debatte eingenommen.
Sicherlich hat diese Tatsache wenig mit innenpoli-
tischen Entwicklungen, wie etwa dem Regierungs-
wechsel 2009 von einer Großen Koalition hin zu 
einer schwarz-gelben Regierungskoalition, zu tun. 
Schließlich war es Kanzlerin Angela Merkel, die 
im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
2007 alle Register zog, um den gescheiterten Ver-
fassungsentwurf  in den Vertrag von Lissabon zu 
überführen und so dessen institutionellen Neue-
rungen und damit auch dem EAD zum Durch-
bruch zu verhelfen.
Institutionenbau in Krisenzeiten
Vielmehr hat sich das europapolitische Umfeld seit 
den Konventsberatungen 2002/2003 insgesamt 
deutlich verändert. War vor knapp zehn Jahren 
angesichts des Verfassungsentwurfs und der anste-
henden großen Erweiterung der EU in vielen 
Hauptstädten geradezu ein EU-Enthusiasmus zu 
spüren, so ist dieser inzwischen Ernüchterung 
gewichen. Seit mehr als zwei Jahren betreibt die EU 
Euro-Krisenmanagement – und ihre Attraktivität 
hat dabei in den Mitgliedsländern gelitten. Auch der 
sich erst seit Maastricht entwickelnde »europäische 
Reflex« in den Außenbeziehungen hat in den letz-
ten Jahren spürbar Federn gelassen.7 Damit bleibt 
das »politische Defizit« der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik (GASP) der EU bestehen. 
Kann die neue Institution dazu führen, es zu über-
winden? Momentan sieht es eher so aus, als ob der 
fehlende politische Wille in den EU-Hauptstädten, 
die in Maastricht geschaffene GASP engagiert zu 
verwirklichen, eher zum Bremser für den EAD 
wird. Und der externe Druck auf  die EU scheint 
noch immer nicht stark genug, um zur Initialzün-
dung zu werden.
Ihre in der Euro-Krise zunehmend verzagte Hal-
tung nach innen droht die EU jetzt über den EAD 
auch nach außen zu transportieren. Seit seinem 
Start Ende 2010 ist der EAD das Vehikel, mit dem 
in der ganzen Welt nicht nur außenpolitische Posi-
tionen der EU, sondern ihre Verfassung insgesamt 
abgebildet werden. Die EU aber gibt derzeit nicht 
das Bild eines durch Lissabon gestärkten, selbstbe-
wussten Staatenverbunds ab, sondern eher das einer 
krisengeschüttelten Union. Der Ansehensverlust, 
den die EU schon jetzt durch die Eurokrise in 
der Welt erfahren hat, ist etwa in Gesprächen mit 
Vertretern von Drittstaaten klar spürbar. Auch des-
halb müssten ihre Mitglieder eigentlich ein hohes 
Interesse daran haben, den EAD im Rahmen des 
Möglichen so aufzustellen, dass er nicht auch noch 
zu einer Schwächung der EU »von außen« beiträgt.
Es wäre übertrieben jetzt vorauszusagen, dass sich 
angesichts dieser Gemengelage die Neuerungen 
des Vertrags von Lissabon für die EU-Außenbezie-
hungen letztlich nicht realisieren lassen. Die Stär-
kung der EU-Außenbeziehungen wird ein zentrales 
Thema bleiben und zweifelsohne zügig auf  die 
Agenda der EU und ihrer Mitglieder zurückkeh-
ren, wenn erst die Lage nach innen konsolidiert ist. 
Dennoch: Große Ideen auf  den Weg zu bringen 
ist eine Sache – ihre Umsetzung in der EU-27, die 
zudem unter dem Schock der politischen Krise um 
die gemeinsame Währung steht, eine andere. Vor 
allem wenn es sich um eine Neuerung wie den 
EAD handelt, der mit der Außenpolitik in eine 
traditionelle Domäne der Nationalstaaten eingreift, 
für deren Europäisierung sich diese nur langsam 
und zuletzt zunehmend zurückhaltend öffnen. Hier 
einen reibungslosen Start der neuen Institution zu 
erwarten wäre realitätsfern.
Dabei sind es gerade die großen EU-Länder, die 
bei seinem Auf- und Ausbau ein Zeichen setzen 
müssten, damit der EAD zu einem Erfolg werden 
kann. Gleichzeitig sind es aber auch die »Großen«, 
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die selbst über erhebliche außenpolitische Ressour-
cen verfügen und vielleicht keinen starken EAD 
wünschen, der diese Machtposition untergraben 
könnte. Ein schwacher EAD jedoch würde auch 
ihrem außenpolitischen Ansehen schaden. Jetzt, wo 
der EAD in der Welt ist, braucht es deshalb ein 
klares Bekenntnis der Großen dafür, dass sie trotz 
erheblicher eigener Ressourcen für ihre Außen-
politik tatsächlich zur Stärkung der gemeinsamen 
Komponenten der EU-Außenbeziehungen beitra-
gen wollen; dass sie gewillt sind, dem Dienst zum 
Erfolg zu verhelfen anstatt ihn in der Luft hängen 
zu lassen, und dass sie mit Initiativen für eine 
intelligente Verzahnung der nationalen Diplomatie 
mit den neuen  europäischen Strukturen einen rea-
listischen Fahrplan für den EAD entwickeln, der 
anerkennt, dass die Außenbeziehungen der EU 
nur ausgewogen mit den existierenden Strukturen 
der Außenbeziehungen der Hauptstädte zu einem 
Erfolg werden können. 
Damit ist auch Deutschland in der Pflicht. Für die 
Bundesregierung, aber auch für das Parlament gibt 
es beim Aufbau und der Weiterentwicklung des 
EAD noch viele Gestaltungsmöglichkeiten. Der 
vorliegende Text konzentriert sich auf  grundsätz-
liche Überlegungen zur deutschen Rolle beim Auf-
bau des EAD im Kontext deutscher Außenpolitik. 
Er gibt einen Überblick über die Debatten und 
Initiativen in Bezug auf  den EAD und formuliert 
abschließend eine Reihe von Empfehlungen für die 
deutsche EAD-Politik. Wie Deutschland sich als 
bevölkerungsreichstes und zentrales EU-Mitglied 
mit einer im Grundsatz positiven Haltung zu Mul-
tilateralismus in seiner EAD-Politik positioniert, 
wird Einfluss auf  andere EU-Länder haben – und 
sich auch im Erfolg oder Straucheln des EAD 
widerspiegeln. Die Review des Einrichtungsbe-
schlusses des EAD im Jahr 2013 bietet Gelegenheit 
für deutsche Beiträge aus Regierung8, Parlament, 
Parteien und organisierter Zivilgesellschaft, die 
Debatte zum EAD in Deutschland zu intensivieren, 
den Stand seiner Entwicklung kritisch zu hinterfra-
gen und eigene Vorschläge zu seiner Stärkung zu 
formulieren.
Die Europäisierung der Diplomatie: 
Herausforderung für die nationalen 
Außenämter
Für das Selbstverständnis der nationalen Außen-
ämter ist die Zusammenarbeit mit dem neuen 
EAD eine fast existenzielle Herausforderung. Sie 
sind über das nationale Kontingent der Mitarbei-
ter – ein Drittel sollen einmal aus den Mitgliedstaa-
ten stammen – selbst Teil des EAD und müssen 
entsprechend ihre internen Abläufe etwa in der 
Personalplanung zunehmend mit dem EAD ver-
zahnen, aber auch ihre politischen Positionen noch 
stärker als bisher zu koordinieren lernen. Intuitiv 
wird damit die Sorge verbunden sein, beim Auf-
bau einer Institution zu helfen, die mittelfristig 
die eigene Rolle schwächen könnte. Dies ist auch 
ohne den EAD bereits ein wunder Punkt nicht 
nur für den deutschen, sondern für alle nationalen 
diplomatischen Dienste: Nachdem sie durch den 
Vertrag von Lissabon in ihren europapolitischen 
Steuerungskompetenzen beschnitten wurden – bei 
den zahlreichen und wichtigen Treffen des Euro-
päischen Rates etwa sitzen die Außenminister nicht 
mehr mit am Tisch –, spielt selbst das traditionell 
starke Auswärtige Amt nur noch eine untergeord-
nete Rolle in der Europa-Politik. Angesichts der 
Dominanz des Kanzleramtes in EU-Fragen, einer 
ebenso starken Stellung der Bundeskanzlerin in der 
Außenpolitik insgesamt und einer zunehmenden 
Konkurrenz aus anderen Ressorts kämpft das Aus-
wärtige Amt wie nie zuvor in der Geschichte der 
Bundesrepublik darum, seine Relevanz zu erhalten.9 
Mit einem Außenminister, der seit der Amtsüber-
nahme im Jahre 2009 wiederholt und parteiüber-
greifend für seinen Mangel an politischem Gewicht 
kritisiert wurde, ist es dabei noch schwieriger für 
das Amt, an Einfluss zu gewinnen. Obgleich Guido 
Westerwelle in den zurückliegenden Monaten wie-
der an Statur gewonnen hat, ist etwa sein Versuch, 
mit einer »Zukunftsgruppe«10 gleichgesinnter EU-
Außenminister Boden in der Europadebatte gutzu-
machen, bisher noch nicht wirklich geglückt. Jetzt 
könnte der EAD als weitere Konkurrenz erschei-
nen – dabei birgt er umgekehrt die Chance für eine 
Profilierung der Außenministerien.
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Vorbehalte grundsätzlicher Art spielen im Auswär-
tigen Amt wohl ebenfalls eine gewisse Rolle. Hält 
man sich vor Augen, dass Deutschlands Diplo-
maten stolz auf  ihre Ausbildung und ihren Corps-
geist sind, der in einem Jahr der gemeinsamen 
Ausbildung in der Akademie des Ministeriums 
geschmiedet wird, mag die Vorstellung, im EAD 
mit einer Truppe aus der Brüsseler Kommission 
und dem Generalsekretariat des Rates zusam-
mengewürfelt zu werden, für die Diplomaten nur 
bedingt attraktiv klingen. Vor allem dann, wenn 
sie im EAD auf  eine nach wie vor dominante 
Anzahl von Kommissionsbeamten treffen, die sich 
in EU-Strukturen sehr gut auskennen und damit 
einen Wissensvorsprung haben, aber keine profes-
sionellen  Diplomaten sind, die es wie ihre neuen 
Kollegen aus den nationalen Außenministerien 
gewohnt sind, Einschätzungen zur politischen Lage 
in ihrem Einsatzland zu geben.11
Potenziell bedeutet der EAD eine Revolution für 
die Diplomatie der Nationalstaaten – und gerade 
deshalb lohnt es sich sehr viel grundsätzlicher als 
bisher über seine Rolle und sein Verhältnis zu 
den nationalen Außenämtern nachzudenken und 
zu streiten. Die Bundesregierung unterstützt den 
EAD zwar grundsätzlich, hat aber noch zu wenig 
öffentlich Position dazu bezogen, was die Schaf-
fung des EAD kurz-, mittel- und langfristig für die 
nationalen Institutionen und Verfahren der Außen-
politik, allen voran für das Auswärtige Amt, aber 
auch für die parlamentarische Kontrolle durch den 
Bundestag heißt. Bisher fehlt es auch an sichtbaren 
Akzenten dazu, wie man dem neuen auswärtigen 
Dienst einen sinnvollen Mehrwert verleihen kann. 
Diese Zurückhaltung scheint vordergründig in 
den Kontext der aktuellen deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik zu passen. Seit der Libyen-Ent-
haltung im Sicherheitsrat stellen Deutschlands Part-
ner in der EU Fragen an die deutsche Außenpolitik: 
Handelt es sich um eine Neuorientierung Berlins 
in der Außen- und Sicherheitspolitik? Deutschland 
wird inzwischen auch in der wissenschaftlichen 
Debatte zunehmend als Hegemon mit vorwiegend 
wirtschaftlichen Interessen diskutiert, die die »geo-
economic power«12 zunehmend selbstbewusst in 
der Welt verwirklicht, auch wenn dies gelegentlich 
zu Brüchen mit alten Partnern führt. Das neue 
Gestaltungsmächtekonzept der Bundesregierung13 
nährt diesen Debattenstrang ebenso wie ihre Euro-
Politik, die zwischen 2010 und 2011 als halbherzig 
wahrgenommen wurde. Hat Deutschland tatsäch-
lich das Interesse an der zuletzt schwächelnden 
EU verloren?14 Wendet es sich nicht stärker dem 
Bilateralismus zu, etwa im Hinblick auf  die Bezie-
hungen zwischen der Bundesregierung und der chi-
nesischen Führung? Und wird der EAD damit zum 
Nebenschauplatz, den Berlin zwar leidlich unter-
stützt, aber dem man keine großen Erfolge zutraut?
Prioritäten des Auswärtigen Amts 
bei der Errichtung des EAD
Nachdem das Auswärtige Amt sich im Konvent 
sehr für die Errichtung eines europäischen aus-
wärtigen Dienstes eingesetzt hatte, engagierte es 
sich im Kontext des Ratsbeschlusses vom Juli 
201015, mit dem der EAD schließlich aus der Taufe 
gehoben wurde, vornehmlich auf  zwei Gebieten: 
Außenminister Westerwelle intervenierte (erfolglos) 
bei der Hohen Vertreterin, um Deutsch zu einer 
der offiziellen Sprachen des Dienstes zu machen, 
und das Auswärtige Amt versuchte, sich eine Reihe 
von Führungspositionen im EAD zu sichern.16 
Dieses Ziel lag auf  einer Linie mit der gemein-
samen Politik von CDU und FDP, die sich in ihrer 
Koalitionsvereinbarung zum Regierungsantritt 2009 
eine Stärkung der deutschen Repräsentanz in den 
Brüsseler Institutionen auf  die Fahnen geschrieben 
hatte.17 Seinerzeit herrschten im Auswärtigen Amt 
offenbar Vorbehalte gegen einen unverhältnismäßig 
großen britischen Einfluss bei der Einrichtung und 
personellen Ausstattung des EAD.18
Hinsichtlich der Repräsentanz von Deutschen im 
EAD zeigten die ersten Monate nach der Schaffung 
des neuen Dienstes, dass Berlin in der Startphase 
noch nicht das Repräsentationslevel von Mit-
gliedstaaten wie Frankreich, Belgien, Italien oder 
Spanien erreichen konnte. In einem Gutachten für 
ihre deutschen Fraktionskollegen der Europäischen 
Volkspartei vom September 2011 stellte Inge 
Grässle (CDU), Mitglied des Europäischen Parla-
ments, fest, dass Deutschland selbst in Führungs-
positionen bis dato unterrepräsentiert sei, und zwar 
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sowohl in der EAD-Zentrale in Brüssel als auch in 
den EU-Delegationen.19 Auf  der Ebene der sieben 
Exekutivdirektoren ist Deutschland (nach wie vor) 
nicht vertreten.20 Es gelang der Bundesregierung 
jedoch, mit Helga Schmid (als stellvertretender 
Generalsekretärin des EAD), Hansjörg Haber (als 
Leiter der EU Civilian Planning and Conduct Capa-
bility) und Markus Ederer (als EU-Botschafter in 
Peking) drei Deutsche in Schlüsselpositionen des 
EAD zu entsenden. 2012 wurden zwei neue EU-
Sondergesandte aus dem Auswärtigen Amt ernannt 
(vgl. Fußnote 5). Dennoch ist Deutschland in der 
Gesamtheit des Dienstes bis heute zahlenmäßig 
schwach vertreten. Weniger als 20 Vertreter des 
Auswärtigen Amts arbeiten gegenwärtig im EAD.21 
Grässle kam in ihrem Bericht auch zu dem Schluss, 
dass das Auswärtige Amt sich tendenziell eher für 
»seine« Diplomaten einsetze als für die »europä-
ischen« Deutschen, die in der Kommission oder 
im Sekretariat des Rates arbeiten. In Bezug auf  
die Ernennung von zwei Sonderbeauftragten mag 
dieser Eindruck in der Tat in doppelter Hinsicht 
entstehen: Patricia Flor und Andreas Reinicke sind 
nicht nur zwei hochrangige deutsche Diplomaten, 
sie bekleiden auch Ämter, die eher das intergou-
vernementale Element im EAD stärken. Der 
Rückgriff  auf  das altbewährte Instrument der EU-
Sonderbeauftragten (EUSB) im EAD ist vermutlich 
sinnvoll, um die Präsenz der EU in Regionen mit 
strategischer Bedeutung für die EU kurzfristig zu 
stärken.22 Institutionell gesehen sind die Aufgaben 
und Kompetenzen der EUSB jedoch schwam-
mig. Als Einzelpersonen mit kleinen Stäben sind 
sie zwar an das EAD-Gefüge angebunden23, aber 
in der Praxis der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nicht zwingend auch in die entsprechenden Fach-
abteilungen eingebettet. Es ist daher grundsätzlich 
zu fragen, ob die Sonderbeauftragten im EAD 
angesichts ihrer einerseits herausgehobenen, ande-
rerseits  aber »losen« Stellung in der Lage sind, die 
Kohärenz der EU-Außenbeziehungen zu stärken.24 
Daraus abzuleiten, dass das Auswärtige Amt mit 
diesen Personalien gezielt das intergouvernemen-
tale Element im EAD stärken (und die Kommis-
sion im EAD schwächen) will, ginge zu weit. Den-
noch ist diese Form der Personalpolitik verbunden 
mit einer Zurückhaltung, deutsche Kandidaten »in 
der Breite« ins Rennen zu schicken, in der Anfangs-
phase des neuen Dienstes sicherlich ein Signal aus 
Berlin. Und es ist fraglich, ob das Abzielen auf  
Spitzenpositionen letztlich die richtige strategische 
Entscheidung ist, wenn andere EU-Länder schon 
jetzt deutlich stärker auch auf  unteren Ebenen 
Kandidaten ins Rennen schicken. 
Dass das Thema Rekrutierung auch in der Breite 
eine hohe Relevanz besitzt, hat man inzwischen 
am Werderschen Markt erkannt.25 Geht man davon 
aus, dass das Amt dem EAD grundsätzlich positiv 
gegenübersteht und ihn in Ergänzung zur nati-
onalen Diplomatie zu einem Erfolg machen will  
– und bisher gibt es keine Anhaltspunkte, die syste-
matisch das Gegenteil belegen – dann muss es ein 
Interesse daran haben, die Besten aus den eigenen 
Reihen oder aus anderen Ministerien in den EAD 
zu schicken. Dies entspricht auch dem Ansatz im 
Gründungsdokument des EAD, welches das meri-
tokratische Element verankert.26
Wie können also die Besten motiviert werden, in 
den EAD einzusteigen? Grundsätzliche Neu-
gier und Interesse dürfte bei vielen deutschen 
Diplomaten, gerade dem jungen und mit der EU 
selbstverständlich vertrauten Nachwuchs, durchaus 
vorhanden sein. Wenn eine attraktive hohe Position 
winkt, sind auch sehr erfahrene Diplomaten wie 
geschehen offen für einen Wechsel in die Struk-
turen des EAD.
Gleichzeitig besteht aber beim Blick auf  die »Bau-
stelle EAD« sicher auch eine gewisse Skepsis. Wird 
sich die Karriere im und nach dem EAD wei-
terhin positiv entwickeln? In einem Umfeld wie 
dem Auswärtigen Amt, das sich auf  die Fahnen 
schreibt, jedes Jahr nur die Besten für die deut-
sche Außenpolitik auszuwählen, ist das persönliche 
Fortkommen ein ganz wesentlicher Aspekt. Bei 
aller Neugier, in diesem Versuchslabor der EU zu 
arbeiten: Schadet der EAD vielleicht der Karri-
ere, weil er einfach noch mit zu vielen Problemen 
kämpft? Wird man Fuß fassen können in einer 
Bürokratie, die nach anderen Regeln funktioniert 
als der deutsche diplomatische Dienst? Und in der 
man im Wettbewerb mit der Überzahl an Kommis-
sionsbeamten steht, die im Zuge seiner Schaffung 
in den EAD überführt wurden und die sich deut-
lich besser mit den Brüsseler Abläufen auskennen? 
DGAPanalyse 12 | September 2012
12
Oder ist es genau umgekehrt und eine erfolgreiche 
Station im EAD birgt sogar noch bessere Chancen 
für die berufliche Entwicklung? Wird sich dies 
positiv auswirken, wenn man nach der Entsendung 
in den deutschen Dienst zurückkommt? Die aktu-
elle europapolitische Lage im Zuge der Euro-Krise 
wird vermutlich ebenfalls Auswirkungen auf  die 
Karriereüberlegungen haben. Umgekehrt könnte 
diese Stimmung aber auch ins positive Gegenteil 
umschlagen, wenn die EU gestärkt aus der Krise 
hervorgeht.
Solange es hier noch zu wenige Erfahrungswerte 
gibt, ist eine geringe Experimentierfreudigkeit 
deutscher Diplomaten durchaus nachvollziehbar. 
Und Berichte über frustrierte EAD-Mitarbeiter, 
die angesichts von als chaotisch beschriebenem 
Management den EAD verlassen, dürften eine 
wenn nicht gar ablehnende, dann zumindest abwar-
tende Haltung weiter nähren.27 Wer will schon die 
Karriere aufs Spiel setzen, wenn sie ohne Umwege 
im Rahmen des »konventionellen« Wegs zu errei-
chen ist? Andererseits können Beispiele von hoch-
rangigen und angesehenen deutschen Diplomaten 
im EAD wie Markus Ederer auch Vorbilder für 
den Nachwuchs im Amt werden.
Das Auswärtige Amt hat zur Frage der Rekrutie-
rung gegenüber der Hohen Beauftragten Position 
bezogen. Die Unzufriedenheit über die Einstel-
lungsverfahren unter Leitung von Catherine Ashton 
ist ganz offensichtlich groß; eine Unzufriedenheit, 
die im oben zitierten gemeinsamen Brief  und Non-
Paper der 12 Außenminister an Catherine Ashton 
vom Dezember 2011 zum Ausdruck kommt. 
Bewerber aus nationalen diplomatischen Diensten 
hätten es schwer im Rekrutierungsprozess. Die 
Außenminister baten daher die Hohe Vertreterin, 
einen konkreten Fahrplan für das Ziel zu entwi-
ckeln, dass mindestens ein Drittel des Personals im 
EAD aus den Mitgliedsstaaten stammen soll.28 Sie 
forderten einen konkreten Zeitplan und die Angabe 
der zu erwartenden notwendigen Ressourcen ein. 
Darüber hinaus sprachen sich die Minister für mehr 
Transparenz bei freien Stellen aus. Diese müssten 
auf  allen Ebenen bekannt gemacht werden, was 
insbesondere für solche Stellen gelten solle, die 
vom CCA (Consultative Committee on Appoint-
ments) behandelt werden, sowie für alle Referatslei-
terstellen (Heads of  Division). Zudem sollten Kan-
didaten besser informiert werden und mehr Zeit 
haben, sich auf  die Vorstellungsgespräche vorzube-
reiten und die Anreise zu organisieren. Im Idealfall 
sollte der Besetzungsrhythmus in Einklang mit den 
jährlichen Personalwechseln gebracht werden, wie 
sie in vielen der Mitgliedsstaaten praktiziert würden.
Ungewöhnlich deutlich mahnten die Außenminister 
an, dass es gelte, die Festigung einer neuen Struk-
tur, die von den Mitgliedstaaten abgekoppelt ist, 
zu verhindern – eine nur sanft verhüllte Kampf-
ansage an die Dominanz der EU-Kommission 
im neuen EAD und Tendenzen, möglicherweise 
durch die Hintertür neue De-facto-Kompetenzen 
in den Außenbeziehungen für die Kommission 
zu erschließen. Die alte Spannung im Geflecht 
von supranationalen und intergouvernementalen 
Zuständigkeiten in den EU-Außenbeziehungen ist 
hier klar erkennbar. Letztlich kann diese Spannung 
nur überwunden werden, wenn sich sowohl bei den 
supra- als auch den intergouvernemental geprägten 
Mitarbeitern des EAD die Einsicht durchsetzt, 
dass EU-Außenpolitik eben nur im Zusammen-
spiel dieser sehr unterschiedlichen Akteure – der 
Kommission mit ihrem Verständnis als Motor der 
Integration und mit einer starken Rolle etwa in der 
Handels-, und Entwicklungspolitik und den Mit-
gliedstaaten mit ihren zum Teil sehr traditions- und 
selbstbewussten eigenen Außenministerien und der 
Lufthoheit in der »harten« Außen- und Sicherheits-
politik – funktionieren kann.
Für die nationalen Außenämter bedeutet der Auf-
bau des EAD so letztlich auch einen kulturellen 
Lern- und Anpassungsprozess, der vermutlich 
viele Jahre dauern wird: Wie kann »Außenpolitik 
auf  europäisch« im Zusammenspiel von europä-
ischer und nationale Ebene funktionieren? Für 
das Auswärtige Amt bietet ein starker EAD mit 
einer kraftvollen Unterstützung des Werderschen 
Markts aber auch die Chance, wieder Boden gut 
zu machen und durch eine Europäisierung seiner 
Diplomatie auch innenpolitisch wieder an Macht 
zu gewinnen. Denn der EAD hat, allein was die 
ihm zur Verfügung stehenden Informationen 
angeht, ein erhebliches Potenzial, das die natio-
nalen Außenämter über ihre eigenen Vertreter im 
EAD abrufen können. In diesem Sinne wäre der 
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EAD nicht eine weitere Bedrohung für das Aus-
wärtige Amt, das sich zunehmend von der Bundes-
kanzlerin und anderen Fachministern an den Rand 
gedrängt sieht, sondern er könnte der Schlüssel zu 
seiner Renaissance sein.
Die Rolle des Deutschen 
Bundestages
Auch wenn laut Ratsbeschluss zum EAD die 
parlamentarische Kontrolle des EAD beim 
Europäischen Parlament liegt, kommt dem Deut-
schen Bundestag gleichwohl eine wichtige Rolle 
zu. Zunächst kann er Transmissionsriemen für 
die EAD-Debatte aus Brüssel nach Berlin und 
Deutschland sein und den europäischen mit dem 
nationalen Diskursraum zur deutschen und europä-
ischen Außenpolitik vernetzen. Er sollte dabei mit 
wachem Auge darauf  schauen, dass die Außen- und 
Sicherheitspolitik des EAD, an dem Deutschland ja 
über das »nationale Kontingent« seiner Diplomaten, 
Beamten und Experten beteiligt ist, im Einklang 
mit den Grundzügen der deutschen Außenpolitik 
steht. Wann immer er Zweifel daran hat – was 
grundsätzlich denkbar ist, obgleich das deutsche 
Kontingent im EAD nicht weisungsgebunden an 
»Brüssel« ist – müsste der Bundestag diese debat-
tieren und die Bundesregierung zur Verantwortung 
ziehen. All dies spricht für eine enge Verzahnung 
auch der Parlamente im Zuge der Europäisierung 
der Diplomatie.
Die Anlaufphase des EAD wurde dann auch durch 
kritische Stimmen aus dem Bundestag begleitet. 
Diese betrafen in erster Linie grundsätzliche Fra-
gen der parlamentarischen Kontrolle der Ressour-
cen und Strukturen des EAD und der GASP. Ganz 
grundsätzlich plädierten deutsche Parlamentarier 
für eine vernünftige Koordination der europäischen 
mit den nationalen Ebenen, um die »bloße Schaf-
fung eines 28. Außenministeriums«29 zu vermeiden. 
Die Fraktion von Bündnis 90/Grünen forderte in 
einem Antrag vom November 2010, den Fokus 
des EAD auf  friedenspolitische und krisenpräven-
tive Maßnahmen zu legen.30 Die SPD stellte der 
Regierung in einem Antrag vom Juni 2010 kritische 
Nachfragen zu Kosten und Effizienz des Auswär-
tigen Dienstes, unter anderem in Bezug auf  kon-
sularische Vertretung, Presse und Kommunikation 
im Lichte der Änderungen, die sich aus den neuen 
Mitteln und Möglichkeiten des EAD ergeben.31 Die 
Partei DIE LINKE forderte im April 2011 eine 
wirksamere Kontrolle der Gemeinsamen Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik durch eine 
interparlamentarische Versammlung, die die Funk-
tion der mit der Westeuropäischen Union (WEU) 
aufgelösten parlamentarischen Versammlung über-
nehmen und über umfassende Kontrollbefugnisse 
gegenüber dem EAD verfügen sollte.32 
Die parlamentarische Debatte in Berlin wurde 
dabei durch deutsche Mitglieder des Europäischen 
Parlaments (EP), etwa Franziska Brantner (Grüne/
EFA), Verhandlungsführerin ihrer Fraktion zum 
EAD, und Elmar Brok (CDU/EVP), Berichter-
statter des EP zum EAD33, bereichert. Sie und 
weitere Abgeordnete versuchten mit ihrer Expertise 
und ihrem Prozesswissen die Debatte im Bun-
destag zu befeuern und die Abgeordneten für das 
Thema parlamentarische Kontrolle des EAD zu 
sensibilisieren. Auf  europäischer Ebene führte die 
Hartnäckigkeit des EP und nicht zuletzt der beiden 
Berichterstatter, Brok und Guy Verhofstadt, zu 
starken Kontrollrechten des EP gegenüber dem 
auswärtigen Handeln der Union, einschließlich der 
GASP.34
Dennoch war der EAD seit seiner Schaffung im 
Jahre 2010 ein Thema mit geringer Bedeutung für 
die parlamentarische Debatte in Berlin. Das mag 
auch daran liegen, dass einer Institution mit bis-
her kaum mehr als 3000 Mitarbeitern und einem 
Jahresbudget von nicht einmal 500 Millionen Euro 
(2012), die lediglich 0,31 Prozent des gesamten EU-
Budgets ausmachen35, im Bundestag außerhalb des 
Kreises der Außen- und Sicherheitspolitiker noch 
zu wenig Bedeutung beigemessen wird. Die Erfah-
rung mit der Erschaffung von neuen EU-Insti-
tutionen zeigt jedoch, dass diese wenn sie einmal 
etabliert sind, eine Pfadabhängigkeit entfalten, die 
entscheidende Auswirkungen auf  die EU-Haupt-
städte hat. Mit dem Aufbau des EAD werden jetzt 
die Weichen für die außenpolitische Vertretung 
der EU und ihrer Mitglieder gestellt – eine Ent-
wicklung, die auch die nationalen Strukturen (allen 
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voran das Auswärtige Amt) und Abläufe der deut-
schen Außenpolitik verändern wird.
Diese Perspektive sollte gerade das deutsche Par-
lament mit seiner besonderen Verantwortung für 
die Zustimmung und Kontrolle der Exekutivent-
scheidungen der deutschen Außen- und vor allem 
Sicherheitspolitik im Auge behalten und kontinuier-
lich und konstruktiv-kritisch begleiten. Dabei ist es 
sinnvoll, den Austausch nicht nur mit anderen nati-
onalen Parlamenten36, sondern vor allem mit dem 
Europäischen Parlament weiter auszubauen. Da das 
EP umfassende Kontrollbefugnisse für den EAD 
besitzt, kann es nicht nur sein politisches Gewicht 
in die Waagschale werfen und dabei auch Positi-
onen aus einem aktiven deutschen Parlament ein-
beziehen, sondern es hat auch das entsprechende 
Wissen und die Expertise, von der die deutschen 
Abgeordneten profitieren können.
Mehrwert durch den EAD?
Insgesamt verfügt Deutschland über solide Res-
sourcen im Bereich auswärtige Repräsentation, 
besonders im Vergleich zu einigen der kleineren 
EU-Mitgliedstaaten. Dabei spielt die Größe eine 
Rolle: Als ein Land mit 82 Millionen Einwohnern 
und einer starken Exportorientierung hat Deutsch-
land eine ganze Palette von Möglichkeiten, seinen 
Einfluss in der Welt zu geltend zu machen. Was 
die diplomatischen Ressourcen angeht, so verfügt 
Deutschland über ein großes Netzwerk von 227 
Vertretungen auf  der ganzen Welt, 152 davon 
Botschaften und 55 Generalkonsulate, wozu noch 
eine Reihe von Formen der Repräsentation auf  
den unteren Ebenen kommt.37 In der EU haben 
nur Frankreich und Italien mehr diplomatische 
Missionen.
Darüber hinaus beträgt das Budget des Auswärti-
gen Amts, große operative Programme wie huma-
nitäre und Entwicklungshilfe ausgenommen, 873 
Millionen Euro, in totalen Zahlen das drittgrößte 
Budget aller EU-Mitgliedstaaten (2010).38 Obgleich 
das Auswärtige Amt gehalten ist, seine Ausgaben 
zwischen 2010 und 2015 um 3 Prozent zu redu-
zieren39, haben die Spardebatten das Auswärtige 
Amt noch nicht in einem solchen Maß erreicht, 
dass es unter enormem Druck stünde, seine Res-
sourcen effizienter zu nutzen – etwa, indem man 
Möglichkeiten prüft, Kapazitäten mit anderen 
EU-Mitgliedsländern in Drittstaaten oder mit dem 
EAD zu teilen. Andere Länder wie Großbritannien, 
Polen, Österreich oder Slowenien erlegen ihren 
Außenministerien bereits weit empfindlichere Ein-
schränkungen auf, indem sie kurz- bis mittelfristig 
Einschnitte in einer Größenordnung von 10 bis 25 
Prozent vornehmen.40
Zudem verfügt Deutschland im Unterschied zu 
kleineren Mitgliedstaaten wie Finnland, Schweden, 
Slowenien oder den Niederlanden, die alle über 30 
Euro pro Kopf  für ihre auswärtigen Dienste auf-
wenden, bereits über ein vergleichsweise niedriges 
Pro-Kopf-Budget von rund 10 Euro pro Bundes-
bürger. Auch im Vergleich zu anderen »Großen« ist 
Deutschland maßvoll. In Frankreich liegt das Pro-
Kopf-Budget bei rund 13 Euro, in Großbritannien 
leicht unter dem deutschen Wert. Italien hingegen 
gibt mehr als 16 Euro pro Kopf  für den auswärti-
gen Dienst aus.41
Vor diesem Hintergrund ist es wahrscheinlich, dass 
Berlin kurz- bis mittelfristig wenig Druck verspüren 
wird, seine Ressourcen wesentlich zu reduzieren. 
Wenn der EAD seine Funktionstüchtigkeit jedoch 
in Zukunft stärker unter Beweis stellt, ist durchaus 
denkbar, dass etwa aus dem Bundestag Rufe nach 
einer effizienteren Nutzung des Bundeshaushalts 
laut werden. Denkbar wäre dies etwa im Hinblick 
auf  eine neue Rolle für den EAD im Konsularwe-
sen oder eine gemeinsame Gebäudenutzung von 
EAD und EU-Mitgliedern. Vielleicht ist es gerade 
diese Perspektive, die nationale Außenämter jetzt 
fürchten, weil sie zu Ressourcen- und damit Macht-
verlust führen könnte? Die Beharrungskräfte eta-
blierter Institutionen wie der auswärtigen Dienste 
– mit einer in vielen EU-Ländern noch weit weniger 
gebrochenen Tradition als in Deutschland – sollte 
man hier nicht unterschätzen. Und in Bereichen, in 
denen Deutschland starke nationale Interessen hat, 
etwa bei bilateralen Wirtschaftsbeziehungen, sind 
diese Beharrungskräfte vermutlich besonders groß.
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Eine Kultur der politischen 
Zusammenarbeit fördern
Tatsächlich hängt die Zukunft des EAD nicht in 
erster Linie von seinen Strukturen ab. Wesentlich 
wird es darauf  ankommen, dass sich eine Kultur 
der politischen Zusammenarbeit mit den nationalen 
Außendiensten entwickelt, die im Idealfall zu einer 
zunehmenden Konvergenz der Positionen führt, 
aber auch Meinungsverschiedenheiten Raum lässt.
Dabei kann man davon ausgehen, dass eine deut-
sche Bundesregierung im Allgemeinen einen 
konstruktiven Ansatz in Sachen Zusammenarbeit 
verfolgt. Schließlich ist der grundsätzliche politische 
Willen vorhanden, und die grundsätzliche Praxis 
der Zusammenarbeit mit anderen EU-Mitgliedern 
wurde bereits unter dem System der rotierenden 
Präsidentschaft entwickelt.
Dennoch: Je mehr die EU-Delegationen ihre poli-
tischen Aktivitäten ausweiten, umso stärker werden 
die Vertreter der Mitgliedstaaten ein Auge darauf  
haben, welche Politik sie in der Substanz vertreten, 
beziehungswiese versuchen, die Entscheidungsfin-
dung im Rahmen des EAD zu beeinflussen. Man 
sollte dabei nicht ausschließen, dass die Ansichten 
zwischen einer deutschen Vertretung und einer 
EU-Delegation in der einen oder anderen Frage 
auseinander gehen werden. Das Auswärtige Amt 
kann zwar Einfluss auf  die Positionen im EAD 
nehmen – ein Erfolg ist aber trotz des Gewichts 
Deutschlands keinesfalls garantiert.
Deutschland wird dabei sicherlich insbesondere in 
Ländern oder Regionen von strategischem Inte-
resse auf  eine eigene starke Präsenz vertrauen und 
seine Zusammenarbeit mit der EU-Delegation 
gerade dann auf  ein Minimum reduzieren, wenn 
es Interessendifferenzen gibt. Hier ist auch denk-
bar, dass Druck aus dem Deutschen Bundestag 
auf  die Bundesregierung ausgeübt wird, sich in 
einer außenpolitischen Frage vom EAD abzugren-
zen. Umgekehrt  ist zu erwarten, dass Berlin in 
Bereichen von Interessenkonvergenz eine kraftvolle 
Zusammenarbeit mit dem EAD suchen wird. Ob 
ein solcher Trend zur außenpolitischen Konver-
genz sich letztlich wirklich entwickelt, hat allerdings 
auch mit dem Verhalten eines jeweiligen Drittstaats 
zu tun. Eine EU-Position »von außen« durch ein 
Ausspielen bilateraler Positionen aufzuweichen, 
gehört dabei zum selbstverständlichen Repertoire 
von Drittstaaten.
Dass es durch den EAD zügig zu einer Interessen-
konvergenz zwischen den EU-Mitgliedern in allen 
Aspekten der Außenbeziehungen kommen wird, ist 
nicht zu erwarten. Es wird sicherlich in begrenzten 
Bereichen gelungene Beispiele geben, aber immer 
wieder auch Divergenzen. Entscheidend ist am 
Ende, ob diese zu erwartenden Meinungsverschie-
denheiten zwischen einzelnen Mitgliedstaaten und 
dem EAD so ausgetragen werden können, dass 
sie die europäische Komponente nicht dauerhaft 
schwächen. Dies verlangt nach einer ausgeprägten 
Sensibilität sowohl im EAD als auch in den nati-
onalen Außenämtern für die Anerkennung unter-
schiedlicher Positionen. Sofern sie gut begründet 
und nachvollziehbar sind, sollten Meinungsver-
schiedenheiten nicht als Angriff  auf  eine gemein-
same Position gebrandmarkt werden. Vielmehr 
wird es darauf  ankommen, sie anzuerkennen und 
im Rahmen des EAD so zu lösen, dass die EU mit 
einer gemeinsamen Position, die aus unterschied-
lichen Komponenten bestehen kann, nach außen 
tritt.
Ein Beispiel dafür ist die deutsche Haltung in der 
Libyen-Frage. Deutschland hat sich das Prinzip des 
effektiven Multilateralismus seit langem auf  die 
Fahnen geschrieben und steht einer wichtigeren 
Rolle der EU auch im multilateralen Rahmen 
grundsätzlich positiv gegenüber. In einer Anspra-
che vor dem Ausschuss für auswärtige Angele-
genheiten und Verteidigung des Europäischen 
Parlaments im Mai 2011 begrüßte Bundesaußen-
minister Westerwelle deshalb auch die Resolution 
der UN-Vollversammlung zum Status der EU 
unter den neuen Regelungen des Vertrags von 
Lissabon. Er erklärte, dass Deutschland sich dafür 
einsetzen werde, der EU durch seine Präsenz im 
Sicherheitsrat eine stärkere Stimme zu verleihen.42 
Nichtsdestotrotz fügte er hinzu, dass Deutschland 
sich weiterhin um einen ständigen deutschen Sitz 
im Sicherheitsrat bemühen werde, »bis ein EU-Sitz 
erreichbar« sei. Im Bericht der Zukunftsgruppe 
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von Außenminister Westerwelle heißt es dann 
auch erneut recht vage: »Wir sollten auch gemein-
same Sitze in internationalen Organisationen 
anstreben.«43
Taten sprechen dabei letztlich mehr als Worte: 
Während Deutschland gute Gründe für seine Ent-
haltung (de facto ein »Nein«) in der Abstimmung 
über die Resolution 1973 des Sicherheitsrats zur 
Schaffung einer Flugverbotszone in Libyen hatte, 
fügte es damit einem gemeinsamen EU-Ansatz 
Schaden zu und versetzte der GASP einen weiteren 
Schlag, der bis heute nachhallt. Dabei hätten die 
EU-Mitglieder die abweichende deutsche Haltung 
in der Libyen-Frage miteinander deutlich kon-
struktiver lösen können. Beide Seiten hätten sich 
darauf  verständigen können, dass Deutschland 
die Resolution zwar mitträgt, aber auf  militärische 
Beteiligung verzichtet und sich stattdessen auf  
humanitäre Maßnahmen fokussiert. Deutschland 
hätte damit die Position der anderen EU-Länder im 
Sicherheitsrat nicht unterminiert und seine Zurück-
haltung wäre umgekehrt von diesen als begründet 
anerkannt worden. So hätte eine gelungene Arbeits-
teilung im europäischen Rahmen demonstriert wer-
den können.
Dissonanzen wie diese machen deutlich, dass das 
wirkliche Problem der EU-Außen- und Sicherheits-
politik nicht innerhalb der entstehenden Institution 
zu suchen ist. Es findet sich auf  der Ebene des 
politischen Willens der Mitgliedstaaten, an gemein-
samen EU-Politikansätzen zu arbeiten, die es dem 
EAD ermöglichen würden, ein echter Spieler in 
der Außenpolitik zu werden. Wie können dazu 
Anreize geschaffen werden? Abgesehen von einem 
plötzlichen Zwang zur Zusammenarbeit, der durch 
einen starken externen Schock hervorgerufen wer-
den könnte, können machtpolitische Faktoren ent-
scheidende Triebfedern sein. Wenn es gelingt, die 
bürokratisch-institutionellen Probleme des EAD zu 
überwinden, dann ist er potenziell eine machtvolle 
Ressource. Diese gekonnt zu nutzen wäre eine 
Perspektive, mit der etwa das Auswärtige Amt auch 
innenpolitisch wieder an Macht gewinnen könnte.  
Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen
Das Engagement der rot-grünen Bundesregierung 
mit ihrem Außenminister Joschka Fischer für die 
Schaffung eines europäischen auswärtigen Dienstes 
hat auch die Koalitionsregierung von CDU/CSU 
und FDP im Grundsatz konstruktiv weitergetragen. 
Kanzlerin Merkel hatte dem Vertrag von Lissabon 
und damit auch dem EAD bereits im Rahmen ihrer 
EU-Präsidentschaft 2007 zum Durchbruch verhol-
fen. Vor inzwischen fast zwei Jahren hat der EAD 
seine Arbeit aufgenommen und ist weiterhin größ-
tenteils mit dem inneren Aufbau beschäftigt: Einer-
seits sind weiterhin organisatorische, personelle und 
budgetäre Fragen zu klären, die es dem EAD bis 
jetzt schwer machen, sein Potenzial zu entfalten. 
Auf  der anderen Seite kann er nur so stark sein, 
wie die von ihm vertretenen Positionen – und die 
müssen im Zusammenspiel zwischen Brüssel und 
den Hauptstädten entstehen. Bis diese Prozesse so 
richtig in Schwung kommen und rund laufen, wird 
noch einige Zeit vergehen. Die EU-Länder selbst 
haben mit ihren Ankündigungen der Stärkung der 
EU-Außenpolitik durch den Vertrag von Lissabon 
selbst dafür gesorgt, dass die Erwartungen an den 
EAD hoch sind. Dass er diese bis jetzt nur bedingt 
erfüllen kann, ist nachvollziehbar, aber nicht nur 
eine Frage der Zeit. Die nationalen Regierungen 
müssen eine europäische Außen- und Sicherheits-
politik weiterhin wollen – momentan jedenfalls 
scheint ihr die Luft zum Atmen zu fehlen.
Gerade angesichts der Krise daran zu arbeiten, dass 
die EU-Außen- und Sicherheitspolitik wieder an 
Momentum gewinnt, würde dazu beitragen, das 
Umfeld für den EAD positiv zu verändern. Initiati-
ven wie etwa das Grundsatzpapier der CDU-Bun-
destagsabgeordneten Andreas Schockenhoff  und 
Roderich Kiesewetter sind deshalb wichtig und zu 
begrüßen.44 Sie sind aber alles andere als Selbstläu-
fer – in der aktuellen Euro-Debatte fand der Appell 
kaum Wiederhall. Insgesamt sollte sich die Bundes-
regierung sehr viel stärker dafür einsetzen, die Neu-
erungen des Vertrags von Lissabon für die Außen- 
und Sicherheitspolitik – etwa die neuen Formen 
verstärkter Zusammenarbeit – jetzt auch umzuset-
zen. Während alle Augen auf  den Euro gerichtet 
sind, verliert die EU Zeit in der ebenso wichtigen 
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Frage ihrer außenpolitischen Relevanz. Sichtbar 
gemeinsame Haltungen wie etwa in den durch die 
Hohe Beauftragte getragenen Verhandlungen mit 
dem Iran, an denen Deutschland wesentlich betei-
ligt ist, tragen grundsätzlich – auch wenn sie noch 
zu keinem Durchbruch geführt haben – dazu bei, 
diesem Eindruck entgegenzuwirken und verbessern 
so auch das Umfeld für den EAD.
Was die Weiterentwicklung und Stärkung des EAD 
selbst angeht, so bieten die kommenden Monate 
die Gelegenheit für die Bundesregierung, im Vor-
feld des nächsten Berichts der Hohen Beauftragten 
ein klares Signal für einen starken EAD zu setzen. 
Initiativen aus dem Auswärtigen Amt in Richtung 
der Hohen Beauftragten sind dabei wichtig und zu 
erwarten, aber nicht ausreichend. Insgesamt geht 
es darum, jetzt die Akzeptanz für eine notwendige 
und trotz aller Probleme voranschreitende Euro-
päisierung der deutschen Außenpolitik zu organi-
sieren. Der EAD sollte deshalb sehr viel stärker 
als bisher Erwähnung in der öffentlichen Debatte 
finden, wenn sich dazu Anknüpfungspunkte bieten. 
Grundsätzlich gehören institutionelle Neuerungen 
mit grundlegenden Auswirkungen auf  die Abläufe 
der deutschen Außenpolitik ebenso in die öffent-
liche Debatte wie der Euro – hier sollte keine der 
Parteien sich zurücklehnen und stattdessen die Bür-
ger schon jetzt darüber informieren, was mit dem 
Vertrag von Lissabon angestoßen wurde. Anson-
sten droht in der europäischen Außenpolitik – 
wenn auch faktisch mit weniger Kosten verbunden 
– ein ähnliches Erwachen wie mit dem Euro: Vielen 
Bürgern wurde wohl erst jetzt klar, was es bedeutet, 
eine Währungsunion einzugehen.
Wesentlicher Akteur beim Auf- und Ausbau des 
EAD ist das Auswärtige Amt. Diese Position 
sollte es nutzen. Hat das Amt zunehmend mit 
Ressortkonkurrenz sowohl in der Außen- als auch 
in der Europa-Politik zu kämpfen, bietet sich die 
Chance, mit dem EAD wieder zu wachsen: Nach 
außen durch eine Stärkung der EU, von der auch 
die deutsche Diplomatie profitieren wird, und nach 
innen gegenüber dem Kanzleramt und den ande-
ren Ressorts, indem sich das Auswärtige Amt in 
eine machtvolle europäische Struktur mit Zugang 
zu Informationen und Einfluss eingebunden weiß. 
Der EAD ist dabei keine Einbahnstraße: Aus dem 
EAD zurückkehrende deutsche Vertreter bringen 
Prozesswissen und Zugang zu Informationen mit, 
die zu einer schrittweisen Europäisierung des Aus-
wärtigen Amtes führen werden.
Dazu wäre es sinnvoll, stärker proaktiv an einer 
strategischen Verzahnung der deutschen Außen-
politik mit dem EAD, etwa bei der Umsetzung des 
Gestaltungsmächtekonzepts der Bundesregierung, 
zu arbeiten. Im Konzept selbst findet der EAD 
lediglich kurz Erwähnung. Wenn ein Land wie 
Deutschland für seine Partner sichtbar die neue 
Struktur in seiner außenpolitischen Ausrichtung 
mitdenkt und ihr einen Platz in der deutschen 
Außenpolitik gibt, wird dies ein starkes Signal für 
andere EU-Länder sein. Entscheidend ist auch eine 
Personalpolitik, die darauf  setzt, die Besten in den 
EAD zu entsenden, sei es aus dem Auswärtigen 
Amt oder anderen Ressorts, und dabei nicht nur 
auf  Spitzenpositionen zu zielen. Dazu gehört es, 
potenziell an Entsendung Interessierten eine klare 
Perspektive für den nächsten Karriereschritt nach 
der Rückkehr nach Deutschland zu geben, sie best-
möglich auf  ihren Einsatz in den möglicherweise 
unbekannten EU-Strukturen vorzubereiten und 
ihre europäische Identität, die neben die deutsche 
tritt, gezielt zu fördern. Prominente deutsche Ver-
treter im EAD können dazu Vorbilder sein.
Im Bundestag sollten alle Fraktionen aufmerksam 
verfolgen, wie sich der EAD weiterentwickelt. Sich 
darauf  zu verlassen dass das EP die parlamenta-
rische Kontrolle ausführt, reicht nicht aus, denn 
der EAD spiegelt gleichermaßen auch die natio-
nale Ebene der EU-Außenbeziehungen wider. Die 
Selbstverständlichkeit, mit der der Bundestag die 
deutsche Außenpolitik kontrolliert – und hier hat 
er im Zuge der Weiterentwicklung der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik seit den neunziger 
Jahren dazugelernt –, sollte auch zur Selbstver-
ständlichkeit im Hinblick auf  den EAD werden. 
Das Parlament sollte dabei regelmäßig die Verein-
barkeit von EAD-Positionen mit den Grundlinien 
der deutschen Außenpolitik prüfen. Eine enge 
Zusammenarbeit mit dem EP ist dabei zur Infor-
mationsbeschaffung ebenso geboten wie sich ein 
Austausch mit anderen nationalen Parlamenten 
über deren Erfahrungen anbietet. Während der 
EU-Ausschuss in der Vergangenheit noch das 
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entscheidende Forum für die Debatte der Europa-
Politik war, rücken der Auswärtige Ausschuss und 
der Verteidigungsausschuss als Akteure immer stär-
ker in den Vordergrund. Dies hat Auswirkungen 
auf  die Reichweite der Themen und die Organi-
sation der Arbeiten in den Ausschüssen. Und es 
setzt sich eine Tendenz fort, die bereits im Zuge 
der Eurokrise der Haushaltsausschuss erfahren har: 
Die Ausschussarbeit im Bundestag europäisiert sich 
zunehmend entlang der Fachpolitiker.
Gleichzeitig spielen die Abgeordneten des deut-
schen Bundestages eine entscheidende Rolle dabei, 
die Debatte um die Europäisierung der deutschen 
Außenpolitik in die Bevölkerung zu tragen. Dabei 
geht es nicht in erster Linie darum, für die Stär-
kung der EU-Außenpolitik zu werben, sondern die 
Bürger vielmehr für die entstehenden Strukturen 
durch den Vertrag von Lissabon zu sensibilisieren. 
Mit dem EAD haben die Mitgliedstaaten eine wei-
tere Institution geschaffen, die zur Europäisierung 
der Mitgliedstaaten beitragen kann. Dass dies im 
besonders sensiblen Bereich der Außenbezie-
hungen geschieht, sollte Grund genug für Bun-
desregierung und Bundestag  sein, die Dinge nicht 
laufen zu lassen, sondern sich aktiv einzubringen. 
EU-Außenpolitik wird dabei im Spannungsfeld 
zwischen europäischen und nationalen Positionen 
auch in Zukunft zu Meinungsverschiedenheiten 
führen. Der EAD ist der Ort, an dem diese nun 
konstruktiv ausgetragen werden können: Er kann 
ein Mechanismus zur Annäherung von Positionen 
im Sinne einer gemeinsamen Außenpolitik sein und 
es den EU-Ländern gleichzeitig ermöglichen, ihre 
unterschiedlichen Positionen im Rahmen des EAD 
mit einer stärkeren Sensibilität als bisher miteinan-
der auszutragen, bevor sie ihren Weg in die interna-
tionale Arena finden.
Almut Möller ist Programmleiterin des 
Alfred von Oppenheim-Zentrums für 
Europäische Zukunftsfragen in der DGAP; 
Julian Rappold ist wissenschaftlicher 
Assistent am Alfred von Oppenheim-
Zentrum für Europäische Zukunftsfragen .
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